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2011 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XXIV. GP 

 

Regierungsvorlage 

Bundesgesetz, mit dem das Universitätsgesetz 2002 und das Studienförderungsgesetz 1992 
geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Universitätsgesetz 2002, BGBl. I Nr. 120/2002, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 52/2012, wird wie folgt geändert: 

1. § 91 Abs. 1 bis 3 lauten: 
„(1) Ordentliche Studierende mit der Staatsangehörigkeit eines EU- oder EWR-Staates und 

ordentliche Studierende, denen Österreich auf Grund eines sonstigen völkerrechtlichen Vertrages 
dieselben Rechte für den Berufszugang zu gewähren hat wie österreichischen Staatsangehörigen, haben, 
wenn sie die vorgesehene Studienzeit eines Bachelor- oder Masterstudiums im Sinne des § 51 Abs. 2 
Z 26 und § 54 Abs. 3, wobei 30 ECTS-Anrechnungspunkte einem Semester entsprechen, oder eines 
Doktoratsstudiums im Sinne des § 54 Abs. 4 oder eines Studienabschnittes eines Diplomstudiums um 
mehr als zwei Semester überschreiten, einen Studienbeitrag von 363,36 Euro für jedes Semester zu 
entrichten. Der Studienbeitrag erhöht sich bei der Entrichtung innerhalb der Nachfrist um 10vH. Auch 
außerordentliche Studierende, die ausschließlich zum Besuch einzelner Lehrveranstaltungen aus 
wissenschaftlichen Fächern zugelassen sind, haben einen Studienbeitrag zu entrichten. 

(2) Von ordentlichen Studierenden aus Drittstaaten, die nicht unter Abs. 1 oder die Personengruppe 
gemäß § 1 der Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und Verkehr über die Festlegung von 
Personengruppen bei der Zulassung zu ordentlichen Studien (Personengruppenverordnung), BGBl. II 
Nr. 211/1997, in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 15/1998, fallen und die über eine 
Aufenthaltsberechtigung für Studierende gemäß § 64 Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), 
BGBl. I Nr. 100/2005 verfügen, ist ein Studienbeitrag von 726,72 Euro pro Semester einzuheben. 

(3) Studierende, die zu mehreren Studien, auch an mehreren Universitäten, zugelassen sind, haben 
den Studienbeitrag nur einmal zu entrichten.“ 

2. Dem § 143 Abs. 29, in der Fassung BGBl. I Nr. 52/2012, wird folgender Abs. 30 angefügt: 
(30) Studienbeiträge gemäß § 91 Abs. 1 bis 3 in der Fassung BGBl. I Nr. XXX/2013 sind ab dem 

Sommersemester 2013 zu entrichten. Kommt es bis 1. Juni 2014 zu keiner Neuerung der 
Studienbeitragsregelung, so bleibt die vorliegende Fassung in Geltung. Folgende Regelungen über 
Studienbeiträge in Satzungen von Universitäten gelten vom 1. Juni 2012 bis zum Wirksamwerden des 
§ 91 Abs. 1 bis 3 in der Fassung BGBl. I Nr. XXX/2013 als Bundesgesetze: 
 1. § 23 und § 23a der Satzung der Universität Wien, kundgemacht im Mitteilungsblatt der 

Universität Wien vom 2. Mai 2012, 22. Stück, Nr. 129; 
 2. Satzungsteil Studienbeitrag der Satzung der Universität Graz, kundgemacht im Mitteilungsblatt 

der Universität Graz vom 6. Juni 2012, 35.a Stück, 38. Sondernummer; 
 3. § 44 des Satzungsteils Studienrechtliche Bestimmungen der Satzung der Universität Innsbruck, 

kundgemacht im Mitteilungsblatt der Universität Innsbruck vom 19. Juni 2012, 35. Stück, 
Nr. 322; 
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 4. § 31 und § 31a des Satzungsteils Studienrecht der Satzung der Technischen Universität Graz, 
kundgemacht im Mitteilungsblatt der Technischen Universität Graz vom 6. Juni 2012, 17. Stück, 
Nr. 167; 

 5. § 22 und § 23 des Satzungsteils 5 der Veterinärmedizinischen Universität Wien, kundgemacht im 
Mitteilungsblatt der Veterinärmedizinischen Universität Wien vom 1. Juni 2012, 21. Stück, 
Nr. 49; 

 6. § 29a und § 29b der Satzung der Wirtschaftsuniversität Wien, kundgemacht im Mitteilungsblatt 
der Wirtschaftsuniversität Wien vom 16. Mai 2012, 33. Stück, Nr. 208; 

 7. § 46 und § 47 des Satzungsteils Studienrecht der Satzung der Universität Linz, kundgemacht im 
Mitteilungsblatt der Universität Linz vom 29. Juni 2012, 26. Stück, Nr. 228; 

 8. § 1 und § 2 des Satzungsteiles Studienbeitrag der Satzung der Universität Mozarteum Salzburg, 
kundgemacht im Mitteilungsblatt der Universität Mozarteum Salzburg vom 21. Mai 2012, 
23. Stück, Nr. 42; 

 9. § 121 und § 122 der Satzung der Universität für Musik und darstellende Kunst Graz, 
kundgemacht im Mitteilungsblatt der Universität für Musik und darstellende Kunst Graz vom 
20. Juni 2012, Mitteilungsblatt 20. 

Artikel II 

Das Studienförderungsgesetz 1992, BGBl. Nr. 305, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 135/2009, wird wie folgt geändert: 

1. § 32 Abs. 4 lautet: 
„(4) Als Freibeträge sind zu berücksichtigen 

 1. bei den Eltern sowie dem Ehegatten oder dem eingetragenen Partner des Studierenden, 
 a) wenn Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne des § 25 Abs. 1 EStG 1988 zur 

Berechnung herangezogen werden, jeweils weitere 1 650 Euro; 
 b) wenn nur bei einem Elternteil Einkünfte im Sinne der lit. a herangezogen werden, bei diesem 

2 350 Euro; 
 2. bei den Eltern und dem Ehegatten oder dem eingetragenen Partner des Studierenden jeweils 

weitere 1 600 Euro, sofern ausschließlich Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit in Sinne des 
§ 25 Abs. 1 EStG 1988 und steuerfreie Bezüge gemäß § 9 Z 1 und Z 3 zur Berechnung 
herangezogen werden.“ 

2. Dem § 78 wird folgender Abs. 29 angefügt: 
„(29) § 32 Abs. 4 dieses Bundesgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2012 

tritt mit 1. September 2013 in Kraft.“ 
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